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»Revidirte Rheinschifffahrts-Acte« von 1868, Foto: ZK

(Sammlung Seite 2575)

Abschaffung der 
Havarie-grosse?

Eine gerichtlich nicht bestätigte Dispache stellt keinen vollstreckungsfähigen Titel dar und steht deshalb der Zulässigkeit einer 
Zahlungsklage vor dem für Forderungen aus Havarie-grosse sachlich, örtlich und international zuständigen Rheinschiffahrtsgericht 
nicht entgegen. Die grundsätzliche Zulässigkeit eines Dispache-Bestätigungsverfahrens lässt das Rechtsschutzinteresse für eine 
Zahlungsklage aus Havarie-grosse nicht entfallen.

Die Beitragspflicht der Ladung nach Havarie-grosse stellt zugleich einen Ladungsschaden im Sinne des Artikels 16, 19 CMNI dar, 
selbst wenn die Ladung selbst nicht beschädigt ist. Die Tatsache, dass eine Havarie-grosse-Forderung gegen die Ladung und dafür 
ein gesetzliches Pfandrecht an den transportierten Gütern bestehen, führt zu einer Wertminderung an den Gütern, die als Ladungs-
schaden im Sinne des Frachtrechtes zu betrachten ist.

Eine Freizeichnung des Frachtführers durch die Vereinbarung eines Haftungsausschlusses für nautisches Verschulden im Rahmen des 
Artikels 25 II CMNI kann den Frachtführer von der Haftung für vermutetes Verschulden im Rahmen des Artikels 16 I CMNI entlasten.

Urteil des Oberlandesgerichtes Köln, Az.: 
3 U 70/17 BSch (Amtsgericht Duisburg-
Ruhrort, Az.: 5 C 15/15 BSch) vom 11. Ok-
tober 2018, rechtskräftig.

Aus den Gründen:

Die Parteien streiten um die Erstattung 
eines von der Klägerin zur Regulierung 
einer Havarie Grosse gezahlten Betrages 
in Höhe von 15.799,33 EUR.

… Die Beklagte wurde mit dem Trans-
port einer Partie von 1.642,974 und 
1.564,639 Tonnen Kohle beauftragt. Sie 
setzte hierfür den eigenen Schubver-
band bestehend aus dem BMS »Ma-
ranta« und dem Schubleichter »Maran-
ta 2« ein. Die Partie Kohle wurde am 
23.06.2014 in Amsterdam geladen. Am 
25.06.2014 kam es auf dem Rhein bei 
Köln (Rhein km 687,7) zu einer Festfah-
rung des Schubverbandes, die darauf zu-
rückzuführen war, dass der Schiffsführer 
den zu tief abgeladenen Schubverband 
bei Ignorierung der örtlichen Gegeben-
heiten und des geringen Wasserstandes 
auf Grund laufen ließ. Darüber hinaus 
war der Schubverband nicht ausreichend 
bemannt. Bei erforderlicher Mindestbe-
satzung wäre die Festfahrung vermieden 
worden.

Nachdem sowohl Schubschiff als auch 
Leichter geleichtert worden waren konn-
ten beide nach Hilfestellung eines Kran-
schiffs wieder flott gemacht werden. Ein 
Warenschaden entstand nicht.

Die Beklagte erklärte anschließend »Ha-
varie Grosse« und beauftragte die G 
GmbH mit der Erstellung der Dispache. 
Der Dispacheur forderte die Klägerin 

für die Ladungsbeteiligten zur Abwen-
dung der Geltendmachung eines Pfand-
rechts an der Ladung zur Stellung von 
Havarie-Grosse-Sicherheiten auf. Am 
07.08.2014 zahlte die Klägerin einen Ha-
varie-Grosse-Einschuss (Abschlag) in 
Höhe von 12.000,00 EUR an den Dispa-
cheur. Unter dem 12.08.2014 unterzeich-
nete eine Mitarbeiterin der Klägerin, die 
Zeugin S, nach Aufforderung durch den 
Dispacheur zwei Reverse bezogen auf 
das Motorschiff (Revers Nr. 1) und den 
Schubleichter (Revers Nr. 2). In den Re-
versen heißt es u.a.:

»Der Unterzeichnende verpflichtet sich, 
den Beitrag in Havarie Grosse sowie die 
zu Lasten der nachstehend angegebenen 
Güter gehenden Sonderkosten zu zahlen, 
soweit hierzu eine rechtliche Verpflich-
tung besteht. Er erklärt, dass der im Re-
vers angegebene Betrag der Gesundwert 
der Ladung in unverzolltem Zustand »frei 
Ankunft Schiff« im Bestimmungshafen ist 
(gemäß Regel XII der Havarie Grosse Re-
geln der IVR (letzte Version).«

Es folgen sodann Angaben u.a. zum 
Schiff, zum Schiffseigner, zur Ladung 
und deren Wert sowie zur Versicherung. 
Weiter heißt es wörtlich:

»Die Havarie Grosse wird geregelt nach 
den Havarie Grosse Regeln der IVR (letz-
te Version). Beiderseitig wird vereinbart, 
dass die gesetzliche Verjährung bis zur 
Übermittlung der definitiven Dispache 
an die Beteiligten unterbrochen ist. Das 
Recht der Aufrechnung mit etwaigen Ge-
genansprüchen aus diesem Zwischenfall 
bleibt dem Unterzeichnenden vorbehal-
ten. Gerichtsstand ist das Schifffahrtsge-
richt Duisburg. Ruhrort.« …

Die Berufung ist zulässig, insbesonde-
re frist- und formgerecht eingelegt und 
begründet. Sie hat in der Sache jedoch 
keinen Erfolg. Das Rheinschifffahrtsge-
richt Duisburg-Ruhrort hat die Beklagte 
zu Recht zur Zahlung von 15.799,33 EUR 
nebst Zinsen verurteilt.

1. Die Klage ist zulässig.

Soweit die Beklagte mit der Berufung 
die Ansicht vertritt, die Klage sei unzu-
lässig, weil das Rheinschifffahrtsgericht 
unzuständig sei, ist diese Rüge gem. 
§ 513 Abs. 2 ZPO unzulässig, soweit sie 
sich auf die sachliche, örtliche oder funk-
tionelle Zuständigkeit des Rheinschiff-
fahrtsgerichts bezieht. Soweit sie sich 
auf die internationale Zuständigkeit der 
deutschen Gerichte bezieht, ist die Rüge 
zwar zulässig, jedoch nicht begründet. 
Die Klage ist auch nicht mangels Rechts-
schutzbedürfnisses der Klägerin unzuläs-
sig, weil der Klage eine bestandskräfti-
ge Dispache entgegenstehen würde oder 
die Klägerin vorab ein Dispache-Bestäti-
gungsverfahren hätte durchführen müs-
sen …

Soweit die Beklagte weiter die Ansicht 
vertritt, die vorliegende Klage sei un-
zulässig, weil die Bestands-/Rechts-
kraft der Dispache entgegenstehe, ver-
fängt dies bereits deswegen nicht, weil 
im vorliegenden Fall kein Dispache-Be-
stätigungsverfahren nach den Vorschrif-
ten des FamFG durchgeführt wurde. Eine 
gerichtlich nicht bestätigte Dispache er-
wächst nicht in Bestandskraft; sie stellt 
insbesondere keinen vollstreckungs-
fähigen Titel dar. Richtig ist zwar, dass 
eine gutachterliche Dispache einen voll-
streckungsfähigen Titel darstellen kann. 
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Hierzu ist jedoch erforderlich, dass sie 
gerichtlich bestätigt wurde, § 409 FamFG. 
Hier ist keine gerichtliche Bestätigung er-
folgt, sodass kein Titel vorhanden ist …

d)
Schließlich ist die Klage auch nicht des-
wegen unzulässig, weil die Beklagte vor-
rangig ein gerichtliches Dispache-Be-
stätigungsverfahren nach den §§ 402ff. 
FamFG hätte durchführen müssen …

(1)
Es ist – auch nach der Reform von 2013 im 
Seehandels- und Binnenschifffahrtsrecht 
– bereits keine Regelung ersichtlich, die 
eine Vorgreiflichkeit des Dispache-Be-
stätigungsverfahrens anordnet mit dem 
Ziel zu klären, ob und in welcher Höhe 
ein dispachierungsfähiger Schaden gel-
tend gemacht werden kann (Rheinschif-
fahrtsobergericht Karlsruhe, Urteil vom 
22.06.1999, Az.: U 6/98 RhSch, TranspR 
2001, 458). Auch bei Vorliegen einer gro-
ßen Havarei kann Schadensersatz un-
mittelbar im Zivilverfahren begehrt wer-
den …

(2)
Darüber hinaus hätte die Klägerin im vor-
liegenden Fall ihr mit der hiesigen Kla-
ge verfolgtes Ziel nicht im Rahmen eines 
Dispache-Bestätigungsverfahrens errei-
chen können. Ausweislich der vorgeleg-
ten Reversen haben die Parteien die Ha-
varie Grosse den IVR-Regeln unterstellt. 
Diese enthalten in Regel III bezüglich des 
Verschuldens folgende Regel:

»Die Pflicht zur Havarie Grosse beizutra-
gen, besteht auch dann, wenn das Er-
eignis, welches zum Opfer oder zu den 
Kosten Anlass gegeben hat, auf das Ver-
schulden eines der Beteiligten zurück-
zuführen ist. Dies soll jedoch eventuel-
le Rechtsansprüche oder deren Abwehr 
nicht präjudizieren, die möglicherweise 
nach den gesetzlichen oder vertraglichen 
Bestimmungen gegen oder für diesen 
Beteiligten wegen solchen Verschuldens 
offenstehen.«

Diese Regel stellt somit in Satz 1) sicher, 
dass alle Beteiligten zur Havarie Grosse 
beitragen müssen, unabhängig davon, 
ob einer von ihnen die Havarei schuld-
haft herbeigeführt hat. Erst in einem 
zweiten Schritt kann dann derjenige Be-
teiligte, der meint, gegen einen ande-
ren Beteiligten einen Regress-Anspruch 
zu haben, diesen geltend machen (Satz 
2 der Regel III). Mit anderen Worten: der 
Verschuldenseinwand hätte der Kläge-
rin im Dispache-Bestätigungsverfahren 
gar nichts genützt, weil es nach Regel III 
Satz 1) der IVR-Regeln nicht dazu geführt 
hätte, dass sie nicht beitragspflichtig ge-
wesen wäre. Vielmehr steht ihr der Weg 
offen, Regress nach Zahlung des Hava-
rie-Grosse-Beitrags zu fordern …

2.
Die Berufung hat auch insoweit keinen 
Erfolg, als sich die Beklagte auf die Unbe-
gründetheit der Klage beruft. Das Rhein-
schiffahrtsgericht hat sie zu Recht zur 
Zahlung von 15.799,33 EUR nebst Zin-
sen verurteilt …

b)
Nicht zu beanstanden ist auch die Wür-
digung des Rheinschiffahrtsgerichts, 
wonach die Klägerin gegen die Beklag-
te einen Anspruch auf Erstattung des 
geleisteten Havarie-Grosse-Beitrages 
in Höhe von 15. 799,33 EUR gem. Art. 4, 
16 CMNI i.V.m. § 86 VVG hat …

bb)
Gem. Art. 16 CMNI haftet der Frachtfüh-
rer u.a. für den Schaden, der durch Ver-
lust oder Beschädigung der Güter in der 
Zeit von der Übernahme zur Beförde-
rung bis zur Ablieferung entsteht, wenn 
er nicht beweist, dass der Schaden durch 
Umstände verursacht worden ist, die ein 
sorgfältiger Frachtführer nicht hätte ver-
hindern können. Gem. Art. 2 S. 2 CMNI 
gelten alle für die Haftung des Frachtfüh-
rers geltenden Bestimmungen des Über-
einkommens auch für die Haftung des 
ausführenden Frachtführers für die von 
ihm durchgeführte Beförderung.

cc)
Hier macht die Klägerin keinen Subs-
tanzschaden an der Ware geltend, son-
dern verlangt Ersatz des gezahlten Ha-
varie-Grosse-Beitrages. Damit stellt sich 
die Frage, ob dieser Beitrag einen Scha-
den des transportierten Gutes im Sin-
ne des Art. 16 CMNI darstellt. Dies ist in 
der Rechtsprechung umstritten (dafür: 
OLG Düsseldorf, Urteil vom 26.02.2014, 
Az.: – 1 – 18 U 27/12, TranspR 2014, 234; 
dagegen: OLG Hamburg, Urteil vom 
05.12.2013, Az.: 6 U 194/10, ZfB 2014, 
Sammlung Seite 2263 f). Die Literatur 
hat sich, soweit ersichtlich, der vom OLG 
Düsseldorf vertretenen Ansicht ange-
schlossen (Otte, juris-PR TanspR 5/2014, 
Anmerkung 2; Jaegers, juris-PR TranspR 
3/ 2014, Anmerkung 4; Ramming, RdTW 
6/2014, 245, 251; Koller, Transportrecht, 
9. Auflage 2016, Art. 16 Rn.2).

Das Rheinschifffahrtsgericht hat sich 
ausdrücklich dem OLG Düsseldorf ange-
schlossen und die Frage bejaht. Zur Be-
gründung hat es im Wesentlichen aus-
geführt, die gegenteilige Ansicht der 
Beklagten lege den Rechtsbegriff des 
Güterschadens zu eng aus. Durch die 
im Zuge der Havarie Grosse ergriffenen 
Maßnahmen – Leichterung, Freischlep-
pen – und die hiermit untrennbar verbun-
denen Kosten sei der drohende Eintritt ei-
nes ersatzfähigen Schadens verhindert 
worden. Nur die zwischenzeitliche Leich-
terung und das Freischleppen hätten den 
weiteren Transport zum Bestimmungsort 

ermöglicht. Bei dieser Sachlage seien 
die Aufwendungen wie ein Schaden am 
transportierten Gut selbst zu ersetzen.

Der Senat schließt sich ebenfalls der vom 
OLG Düsseldorf vertretenen Ansicht an. 
Der hier in Rede stehende Havarie-Gros-
se-Beitrag ist ein Schaden im Sinne der 
Art. 16, 19 CMNI. Dem liegen die folgen-
den Erwägungen zugrunde:

(1)
Der Schadensbegriff der Art. 16, 19 CMNI 
ist grundsätzlich deckungsgleich mit 
dem Schadensbegriff des CMR und der 
§§  425, 429 HGB (Otte in Münchener 
Kommentar zum HGB, 3. Auflage 2014, 
Art. 19 CMNI Rn.1; Koller, a.a.O., Art. 
19 CMNI Rn.3). Wertminderung im Sin-
ne dieser Vorschrift ist abstrakt die Diffe-
renz zwischen schadensfreiem und scha-
densbelastetem Zustand (Otte, a.a.O., 
Rn.5). Hiervon nicht umfasst sind unstrei-
tig – hierauf weist das OLG Hamburg zu 
Recht hin, (Urteil vom 05.12.2013, Az.: 6 U 
194/10; ZfB 2014, Sammlung Seite 2263; 
juris-Rn.80) – mittelbare Schäden, Folge-
schäden, frustrierte Aufwendungen, Kos-
ten der Schadensbeseitigung und (dies 
gilt nur für das CMNI) der Schadensfest-
stellung (Otte, a.a.O., Rn.6; v. Waldstein/ 
Holland, Binnenschifffahrtsrecht, 5. Auf-
lage 2007, Art.19 CMNI Rn.4). Anders ver-
hält es sich jedoch mit Aufwendungen, 
die zur Verhinderung/ Minderung des 
Schadens getätigt werden; diese sind 
erstattungsfähig (Schaffert in Ebenroth/ 
Boujong/ Joost/Strohn, Handelsgesetz-
buch, 3. Auflage 2015, § 429 Rn.7; Kol-
ler, a.a.O., Art. 19 CMNI Rn.3; § 429 HGB 
Rn.16, 22).

Ausgehend von dieser Definition folgt 
daraus die Erstattungsfähigkeit der Ha-
varie-Grosse-Beiträge. Denn hierbei han-
delt es sich um die auf den Beitragspflich-
tigen anteilig entfallende Aufwendungen, 
die zur Abwendung einer gemeinsamen 
Gefahr und damit zur Verhinderung bzw. 
Minderung eines Schadens getätigt wur-
den. Aufgrund der im vorliegenden Fall 
ergriffenen Maßnahmen – Leichterung 
und Hilfe durch Kran – konnte die von 
der Klägerin versicherte Ladung geret-
tet werden. Die für die Leichterung und 
das Kranschiff aufgewendeten Kosten 
dienten daher dem Zweck, einen Scha-
denseintritt auch an der Ladung zu ver-
hindern. In diesem Zusammenhang kann 
es entgegen der von der Beklagten ver-
tretenen Ansicht keine Rolle spielen, ob 
das Gut (auch) physisch beschädigt wur-
de. Es wäre unbillig, denjenigen besser 
zu stellen, dessen Gut eine leichte Be-
schädigung davon getragen hat und der 
deswegen auch die Kosten der Scha-
densminderung ersetzt verlangen kann, 
als denjenigen, dessen Gut aufgrund der 
Aufwendungen zur Schadensminderung 
unversehrt blieb, der mithin durch seine 
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Aufwendungen einen Schaden gänzlich 
abgewendet hat.

(2)
Für eine Erstattungsfähigkeit des Ha-
varie-Grosse-Beitrages im Rahmen ei-
nes Schadensersatzanspruchs gem. Art. 
16 CMNI sprechen weiter die Regeln zur 
Havarie Grosse selbst.

Die verschiedenen Regelwerke zur Hava-
rie Grosse (vgl. nur § 78 Abs. 3 BinSchG, 
§ 588 HGB Havarie-Grosse Regeln IVR, 
vgl. zu den Unterschieden Bahnsen in 
Rabe/Bahnsen, Seehandelsrecht, 5. Auf-
lage 2018, § 588 HGB Rn.1, 12; v. Wald-
stein/ Holland, Binnenschifffahrtsrecht, 
5. Auflage 2007, § 78 BinSchG Rn.1, 11) 
legen dem Begriff »Havarie Grosse« in 
Teilen zwar unterschiedliche Definitionen 
zugrunde. Einigkeit besteht aber darüber, 
dass im Grundsatz eine Havarie Grosse 
die vermögensrechtliche Abwicklung ei-
ner Havarie regelt, d.h. die Verteilung von 
außergewöhnlichen Kosten zwischen 
Schiff und Ladung, die durch eine Ret-
tung aus gemeinsamer. Gefahr anfallen. 
Diese Kosten können entweder direkt 
durch Aufwendungen oder anlässlich 
bewusst mit Rettungsmaßnahmen durch 
die Schiffsführung herbeigeführter oder 
geduldeter Schäden am Schiff und/oder 
seiner Ladung entstehen. Hierbei kann es 
sich beispielsweise um die vorsätzliche 
Zerstörung eines Teils der Ladung han-
deln, um das Schiff und den Rest der La-
dung zu retten, wie z.B. das absichtsvolle 
Auf-Grund-Setzen des Schiffes zum Zwe-
cke der Löschung der Ladung, aber auch 
die Aufwendung von Kosten zur Leichte-
rung/ zum Freiturnen eines festgefahre-
nen Schiffs.

Die Beteiligten an der Havarie Grosse, 
d.h. das Schiff, der Treibstoff und die 
Ladung (vgl. Bahnsen in Rab/Bahnsen, 
a.a.O., § 588 HGB Rn.4), bilden eine ge-
setzliche Gefahrengemeinschaft. Auf-
grund der gemeinsamen Gefahr von 
Schiff und Ladung entsteht zwischen 
den an Schiff und Ladung Beteiligten 
ein gesetzliches Schuldverhältnis, inner-
halb dessen die Schäden und Kosten an-
teilig umgelegt werden. Jeder Beteilig-
te nimmt an der vermögensrechtlichen 
Abwicklung der Havarie Grosse teil. Die-
se Teilnahme kann durch die »Opferung« 
eines Teils/ der gesamten Ladung bzw. 
des Schiffs bestehen oder durch eine Be-
teiligung an den zur Rettung von Schiff 
und Ladung aus der gemeinsamen Ge-
fahr aufgewendeten Kosten. Auf wel-
che Weise die Beteiligten an der Hava-
rie Grosse teilnehmen – d.h. ob über eine 
»Opferung« eines Teils ihres Eigentums 
oder über Zahlung eines Havarie-Gros-
se-Beitrages – ist letztlich zufällig. Aus 
diesem Grund erscheint es unbillig, weil 
dem Kerngedanken der Havarie Grosse 
gerade zuwiderlaufend, dass nur derjeni-

ge, der aufgrund der Havarie einen Sub-
stanzschaden erleidet, einen Regressan-
spruch nach den Vorschriften des CMNI 
geltend machen können soll, derjenige, 
der nur über die Kosten an der Havarie 
Grosse beteiligt ist, jedoch nicht.

(3)
Der dritte Gesichtspunkt, der aus Sicht 
des Senats entscheidend dafür spricht, 
den Havarie-Grosse-Beitrags Schaden 
im Sinne der Art. 16, 19 CMNI zu sehen, 
ist das gesetzliche Pfandrecht, das den 
Havarie-Grosse-Beitrag – so er in Geld zu 
leisten ist – sichert.

Die Vergütungsberechtigten, in der Re-
gel der Schiffseigner, aber auch Inter-
essenten einer anderen, im Rahmen der 
Havarie Grosse in Mitleidenschaft gezo-
genen Ladungspartie, haben wegen des 
Beitrags, den die anderen Beteiligten 
aufgrund der Havarie Grosse zu leisten 
haben, gem. § 594 HGB i.V.m. § 78 Abs. 
3 BinSchG (früher § 89 Abs. 2 BinSchG 
a.F.) ein gesetzliches Pfandrecht. Der Ge-
genstand des Pfandrechts sind der Treib-
stoff und die Ladung der Beitragspflich-
tigen, § 594 Abs. 1 HGB. Das Pfandrecht 
besteht bis zu Höhe der, Beitragspflicht 
des einzelnen Gutes (Bahnsen in Rabe/
Bahnsen, a.a.O., § 594 Rn. 1; v. Waldstein/ 
Holland, a.a.O., § 89 BinSchG Rn.8 zur al-
ten Fassung).

Das gesetzliche Pfandrecht, das aufgrund 
der Havarie Grosse entsteht, haftet dem 
von der Klägerin versicherten Gut daher 
unmittelbar an und führt, da das Gut auf-
grund der Belastung nicht frei verkäuf-
lich ist, zu einer Wertminderung. Leis-
tet der Eigner des Gutes (oder, wie hier, 
sein Versicherer) den aufgrund der Hava-
rie Grosse geschuldeten Beitrag, so er-
lischt das gesetzliche Pfandrecht, da das 
eigene Gut nur für den eigenen Beitrag 
haftet. Daher ist die Pflicht zur Leistung 
des Havarie-Grosse-Beitrages, die über 
das gesetzliche Pfandrecht den Wert der 
Ladung unmittelbar beeinflusst, einem 
Substanzschaden gleichzusetzen.

Die hiergegen gerichteten Argumente 
der Beklagten verfangen nicht. Soweit 
sie meint, es liege eine unzulässige Ver-
mischung von anspruchsbegründender 
Norm und anspruchsausfüllender Norm 
vor, überzeugt dies nicht. Der Begriff 
des »Schadens« wird typischerweise so-
wohl im Rahmen des Haftungsgrundes 
als auch im Rahmen des Haftungsum-
fangs geprüft. Warum Aufwendungen 
zur Schadensabwehr/ -minderung nur 
dann erstattungsfähig sein sollen, wenn 
auch ein irgendwie gearteter Substanz-
schaden vorliegt, erschließt sich nicht. 
Dies würde denjenigen, der sein Gut 
durch eine bestimmte Maßnahme voll-
ständig vor dem Eintritt eines Schadens 
rettet, unverhältnismäßig schlechter stel-

len als denjenigen, der durch die Maß-
nahme den Eintritt eines geringen Scha-
dens nicht verhindern kann (s.o.).

Es handelt sich auch nicht um eine Aus-
legung »gegen den Wortlaut«. Wie oben 
dargestellt, ist im Rahmen des Scha-
densersatzanspruchs nach Art. 16 CMNI 
die Wertminderung zu ersetzen, also die 
Differenz zwischen schadensfreiem und 
schadensbelastetem Zustand. Die auf-
grund der Havarie Grosse erfolgte Be-
lastung mit einem gesetzlichen Pfand-
recht ist eine solche Wertminderung, da 
das belastete Gut nicht denselben Wert 
hat wie das unbelastete Gut. Daran än-
dert es auch nichts, dass, wie die Beklag-
te zu Recht ausführt, der Pfandgläubiger 
nicht verpflichtet ist, sein Pfandrecht aus-
zuüben. Die Tatsache, dass ihm das Recht 
zusteht, dies zu tun, stellt die Wertmin-
derung dar.

Ob die Entscheidung, den Havarie-Gros-
se-Beitrag auch aufgrund des gesetzli-
chen Pfandrechts als Schaden im Sin-
ne der Art. 16, 19 CMNI zu begreifen, auf 
andere gesetzliche Pfandrechte über-
tragbar ist, braucht der Senat an dieser 
Stelle nicht zu entscheiden. Die Ausfüh-
rungen der Beklagten zum gesetzlichen 
Pfandrecht des Frachtführers vermögen 
somit ebenfalls nicht zu einem anderen 
Ergebnis zu führen.

Insgesamt stellen daher aus Sicht des 
Senates die von der Klägerin geleisteten 
Havarie-Grosse-Beiträge einen Schaden 
im Sinne des Art. 16 CMNI dar …

dd)
Auch ein Verschulden der Beklagten liegt 
vor. Dieses wird vermutet. Gern. Art. 
16 Abs. 1 CMNI kann sich der Frachtfüh-
rer nur entlasten, wenn er beweist, dass 
der Schaden durch Umstände verursacht 
worden ist, die ein sorgfältiger Frachtfüh-
rer nicht hätte vermeiden und deren Fol-
gen er nicht hätte abwenden können.

Hier beruft sich die Beklagte auf einen 
angeblich vereinbarten und im angeb-
lich anwendbaren niederländischem 
Recht ohnehin geltenden Haftungsaus-
schluss für nautisches Verschulden. Art. 
16 CMNI ist zu Lasten des Geschädig-
ten ausschließlich im Rahmen des Art. 
25 Abs. 2 CMNI abdingbar (Koller, a.a.O., 
Art. 16 CMNI Rn.1). Nach Art. 25 Abs. 
2 CMNI ist eine Freizeichnung von nauti-
schem Verschulden zwar möglich, aller-
dings nur, wenn der Frachtführer seine 
Pflichten nach Art. 3 Abs. 3 CMNI hin-
sichtlich der Besatzung erfüllt hat (u.a. 
ordnungsgemäße Bemannung). Vorlie-
gend war der Schubverband unstreitig 
nicht ausreichend bemannt, sodass sich 
die Beklagte nicht auf einen vertraglich 
vereinbarten Haftungsausschluss beru-
fen darf.

(Sammlung Seite 2577)
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Dies gilt auch für den von der Beklagten 
behaupteten gesetzlichen Haftungsaus-
schluss nach niederländischem Recht, 
da ein Rückgriff auf nationales Recht 
nicht möglich ist. Gem. Art. 29 Abs. 
1 CMNI kann nationales Recht ergän-
zend herangezogen werden, soweit das 
CMNI keine Bestimmungen enthält. Hier 
enthält aber Art. 16 CMNI eine abschlie-
ßende Regelung auch zum Verschulden 
(s.o.), sodass sich bereits aus diesem 
Grund ein Rückgriff auf niederländi-
sches Recht verbietet (Koller, a.a.O., Art. 
16 CMNI, Rn2) …

4. Aufgrund der Divergenz zwischen 
den Entscheidungen des OLG Düssel-
dorf (Urteil vom 26.02.2014, Az.: -1- 18U 
27/12) und des OLG Hamburg (Urteil vom 
05.12.2013, Az.: 6 U 194/10, ZfB 2014, 
Sammlung Seite 2263 f) zu der Frage, 
ob ein geleisteter Havarie-Grosse-Bei-
trag einen Schaden im Sinne der Art. 16, 
19 CMNI darstellt, war gem. § 543 Abs. 
2 Nr. 2 ZPO zur Sicherung einer einheit-
lichen Rechtsprechung die Revision zu-
zulassen …

Anmerkung der Redaktion:

Die vorstehend wiedergegebene Ent-
scheidung beschäftigt sich mit dem Ver-
hältnis der Obhutshaftung des Frachtfüh-
rers zur Beitragspflicht der Ladung nach 
dem Havarie-grosse-Recht.

Die Ladung hat nach Unterzeichnung des 
Revers den Ladungsanteil an den Hava-
rie-grosse-Kosten an das Schiff gezahlt 
und verlangt diese nun als Absender 
vom ausführenden Frachtführer wieder 
zurück mit der Behauptung, die Belas-
tung der transportierten Güter mit ei-
nem Pfandrecht und der Pflicht, einen 
Havarie-grosse-Beitrag zu zahlen, sei ein 
Ladungsschaden im Sinne des Fracht-

rechtes und daher vom Ausführenden 
Frachtführer zu ersetzen. Rechtsdogma-
tisch ist diese Frage höchst interessant, 
weil das Recht der Havarie-grosse einer-
seits und das Frachtrecht andererseits 
zwei jeweils eigenständige Rechtsge-
biete mit unterschiedlichem Regelungs-
zweck und Regelungsinhalt sind. Wäh-
rend das Frachtrecht die vertraglichen 
Ansprüche zwischen den Vertragspartei-
en Absender(Empfänger)/Frachtführer/
Ausführender Frachtführer regelt, hat das 
Recht der Havarie-grosse ausschließlich 
den Regelungsgegenstand, eine gemein-
same Gefahr für Schiff und Ladung (und 
Treibstoff) im Rahmen der faktischen Ge-
fahrengemeinschaft desjenigen, der ein 
Schiff führt, einerseits und demjenigen, 
der Eigentümer oder Rechtsinhaber der 
transportierten Güter ist, andererseits zu 
regeln.

Nimmt man zusammen mit dem Rhein-
schiffahrtsobergericht Köln an, dass die 
Belastung der Güter mit einer Forderung 
aus Havarie-grosse und einem Pfand-
recht einem Ladungsschaden gleich-
steht, dann kann die Ladung als Absender 
vom Schiff als Ausführendem Fracht-
führer den Ladungsanteil an den Hava-
rie-grosse Kosten im Regelfall (falls der 
Haftungsausschluss für nautisches Ver-
schulden nicht greift) zurückfordern, so 
dass die Verteilung der Rettungskosten 
nach Havarie-grosse-Recht in fast allen 
Fällen obsolet würde. Bei wirtschaftlicher 
Betrachtung läuft die vom Rheinschif-
fahrtsobergericht Köln vertretene Auf-
fassung auf eine Abschaffung der Hava-
rie-grosse hinaus.

Die Havarie-grosse ist aber das wohl 
älteste Rechtsinstitut des Schiffahrts-
rechtes und war schon Teil der Rechts-
ordnungen der Antike. Ob aber die 
Existenz und Regelungen dieses Rechts-

verhältnisses durch eine Auslegung des 
modernen Transportrechtes faktisch aus-
gehebelt werden dürfen, wirft sehr inte-
ressante und schwierige rechtsdogma-
tische Fragen auf. Diese Fragen waren 
Gegenstand eines Vortrages des Unter-
zeichners bei der Mannheimer Tagung für 
Binnenschifffahrtsrecht, der beginnend 
in Heft 3 Transportrecht 2019, 109 unter 
dem Titel »Der Ladungsbeitrag zur Ha-
varie-grosse und die Obhutshaftung des 
Frachtführers in der Binnenschifffahrt, 
Teil 1 – Materielles Recht, Teil 2 – Zustän-
digkeit« veröffentlicht werden wird.

Nach Überzeugung des Unterzeichners 
ist bei richtiger Betrachtung der Ladungs-
anteil an den Havarie-grosse-Kosten 
schon grundsätzlich kein Ladungsscha-
den und deshalb nicht geeignet, fracht-
vertragliche Rückforderungsansprüche 
zu begründen. Das Rheinschiffahrtsober-
gericht Köln hatte die Revision zum Bun-
desgerichtshof gegen seine Entschei-
dung ausdrücklich zugelassen, da das 
Hanseatische Oberlandesgericht Ham-
burg zur einschlägigen Rechtsfrage eine 
abweichende Auffassung vertritt. Es ist 
außerordentlich bedauerlich, dass die 
unterlegene Beklagte diese Möglich-
keit einer Überprüfung der interessan-
ten Rechtsfrage durch den Bundesge-
richtshof nicht ergriffen hat. Nicht nur 
die wirtschaftliche Bedeutung des Ha-
varie-grosse-Rechtes, sondern auch die 
dogmatische Komplexität der Rechtsfra-
ge und die Tatsache, dass verschiede-
ne Oberlandesgerichte unterschiedliche 
Auffassungen vertreten, lassen es im In-
teresse der Fortbildung des Rechtes als 
geboten erscheinen, dass eine höchst-
richterliche Entscheidung über diese in-
teressante Frage ergehen wird.

 Rechtsanwalt Dr. Martin Fischer,  
Frankfurt am Main

(Sammlung Seite 2578) – Fortsetzung unter www.binnenschifffahrt-online.de bis Sammlung S. 2585 
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Urteil des Oberlandesgerichtes Köln, Az.: 
3 U 70/17 BSch (Amtsgericht Duisburg-
Ruhrort, Az.: 5 C 15/15 BSch) vom 11. Ok-
tober 2018, rechtskräftig.

Die Berufung der Beklagten gegen das Ur-
teil des Amtsgerichts Duisburg – Rhein-
schifffahrtsgericht – vom 20.04.2017 – 5 C 
15/15 BSch – wird zurückgewiesen.

Die Beklagte trägt die Kosten des Beru-
fungsverfahrens. 

Das Urteil und das angefochtene Urteil 
sind ohne Sicherheitsleistung vorläu-
fig vollstreckbar. Der Beklagten bleibt 
nachgelassen, die Zwangsvollstreckung 
durch Sicherheitsleistung in Höhe von 
110% des aufgrund des Urteils zu voll-
streckenden Betrages abzuwenden, 
wenn nicht die Klägerin vor der Zwangs-
vollstreckung Sicherheit in Höhe von 
110% des jeweils zu vollstreckenden Be-
trages leistet.

Die Revision wird zugelassen.

G r ü n d e:
I.
Die Parteien streiten um die Erstattung 
eines von der Klägerin zur Regulierung 
einer Havarie Grosse gezahlten Betrages 
in Höhe von 15.799,33 EUR.

Die S AG kauft aus Übersee laufend Kraft-
werkskohle ein und lässt diese ab Riet-
landen Amsterdam (NL) per Binnenschiff 
über den Rhein nach Ensdorf (D) trans-
portieren. Die Beklagte wurde mit dem 
Transport einer Partie von 1.642,974 und 
1.564,639 Tonnen Kohle beauftragt. Sie 
setzte hierfür den eigenen Schubverband 
bestehend aus dem BMS »Maranta« und 
dem Schubleichter »Maranta 2« ein. Die 
Partie Kohle wurde am 23.06.2014 in Ams-
terdam geladen. Am 25.06.2014 kam es 
auf dem Rhein bei Köln (Rhein km 687,7) 
zu einer Festfahrung des Schubverban-
des, die darauf zurückzuführen war, dass 
der Schiffsführer den zu tief abgeladenen 
Schubverband bei Ignorierung der örtli-
chen Gegebenheiten und des geringen 
Wasserstandes auf Grund laufen ließ. Da-
rüber hinaus war der Schubverband nicht 
ausreichend bemannt. Bei erforderlicher 
Mindestbesatzung wäre die Festfahrung 
vermieden worden.

Nachdem sowohl Schubschiff als auch 
Leichter geleichtert worden waren, konn-
ten beide nach Hilfestellung eines Kran-
schiffs wieder flott gemacht werden. Ein 
Warenschaden entstand nicht.

Die Beklagte erklärte anschließend »Ha-
varie Grosse« und beauftragte die G 
GmbH mit der Erstellung der Dispache. 
Der Dispacheur forderte die Klägerin 
für die Ladungsbeteiligten zur Abwen-
dung der Geltendmachung eines Pfand-

rechts an der Ladung zur Stellung von 
Havarie-Grosse-Sicherheiten auf. Am 
07.08.2014 zahlte die Klägerin einen Ha-
varie-Grosse-Einschuss (Abschlag) in 
Höhe von 12.000,00 EUR an den Dispa-
cheur. Unter dem 12.08.2014 unterzeich-
nete eine Mitarbeiterin der Klägerin, die 
Zeugin S, nach Aufforderung durch den 
Dispacheur zwei Reverse bezogen auf 
das Motorschiff (Revers Nr. 1) und den 
Schubleichter (Revers Nr. 2). In den Re-
versen heißt es u.a.:

»Der Unterzeichnende verpflichtet sich, 
den Beitrag in Havarie Grosse sowie die 
zu Lasten der nachstehend angegebenen 
Güter gehenden Sonderkosten zu zahlen, 
soweit hierzu eine rechtliche Verpflich-
tung besteht. Er erklärt, dass der im Re-
vers angegebene Betrag der Gesundwert 
der Ladung in unverzolltem Zustand »frei 
Ankunft Schiff« im Bestimmungshafen 
ist (gemäß Regel XII der Havarie Grosse 
Regeln der IVR (letzte Version).

Es folgen sodann Angaben u.a. zum 
Schiff, zum Schiffseigner, zur Ladung 
und deren Wert sowie zur Versicherung. 
Weiter heißt es wörtlich:

»Die Havarie Grosse wird geregelt nach 
den Havarie Grosse Regeln der IVR (letz-
te Version). Beiderseitig wird vereinbart, 
dass die gesetzliche Verjährung bis zur 
Übermittlung der definitiven Dispache 
an die Beteiligten unterbrochen ist. Das 
Recht der Aufrechnung mit etwaigen Ge-
genansprüchen aus diesem Zwischenfall 
bleibt dem Unterzeichnenden vorbehal-
ten. Gerichtsstand ist das Schifffahrtsge-
richt Duisburg-Ruhrort.«

Wegen der weiteren Einzelheiten wird 
auf Anlage K 5 (Bl.185 d.A.) Bezug ge-
nommen.

Unter dem 13.08.2015 erstellte der Dis-
pacheur die Dispache und unter dem 
18.08.2015 rechnete er gegenüber der 
Klägerin ab, wobei er hinsichtlich der 
»Maranta 1« zu einem Ladungsbeitrag 
von 730,68 EUR und hinsichtlich der 
»Maranta 2« von 15.068,65 EUR kam. 
Abzüglich des Einschusses in Höhe von 
12.000,00 EUR und zuzüglich von Zinsen 
in Höhe von 240,00 EUR kam er zu einem 
Zahlbetrag in Höhe von 3.559,33 EUR, 
den die Klägerin im Folgenden an den 
Dispacheur leistete.

Durch ihre Prozessbevollmächtigten for-
derte die Klägerin den P&I-Versicherer 
der Beklagten erfolglos zum Ersatz der 
Havarie-Grosse-Kosten in Höhe von ins-
gesamt 15.799,33 EUR (Klageforderung) 
auf. Mit E-Mails vom 26.06.2015 und 
25.09.2015 erklärten die Versicherer 
der Beklagten den Verzicht auf die Er-
hebung der Einrede der Verjährung bis 
zum 28.12.2015.

Mit der am 23.12.2015 per Telefax bei Ge-
richt eingegangenen und jedenfalls am 
01.03.2016 zugestellten Klage begehrt 
die Klägerin Zahlung der von ihr geleis-
teten Havarie-Grosse-Kosten von der Be-
klagten aus übergegangenem Recht. Sie 
hat behauptet, führende Transportversi-
cherung der »D Group« zu sein, zu der 
u.a. die mitversicherten S AG, die D und 
die L GmbH gehörten. Die S AG, die aus 
Übersee laufend Kraftwerkskohle einkau-
fe und diese ab Rietlanden Amsterdam 
(NL) per Binnenschiff über den Rhein 
nach Ensdorf (D) transportieren lasse, sei 
Eigentümerin der in Rede stehenden Par-
tie Kraftwerkskohle gewesen. Über die L 
GmbH habe die S AG die T B.V. mit dem 
Transport der streitgegenständlichen 
Partien von 1.642,974 und 1.564,639 Ton-
nen Kohle beauftragt. Die T B.V. habe den 
Transportauftrag an die Beklagte weiter-
gegeben, die dann den Transport selbst 
durchgeführt habe. 

Durch die Zahlung des Havarie-Gros-
se-Beitrages habe die Klägerin die La-
dungsbeteiligten (allesamt ihre Versiche-
rungsnehmer) von einer Zahlungspflicht 
freigehalten. Neben dem gesetzlichen 
Anspruchsübergang gem. § 86 VVG hät-
ten die Ladungsbeteiligten ihre Ansprü-
che gegenüber der Beklagten auch an die 
Klägerin abgetreten. 

Die Klägerin hat die Ansicht vertreten, die 
Beklagte hafte als ausführender Fracht-
führer nach Art. 4, 16 CMNI. Die Belas-
tung mit Havarie-Grosse-Verbindlichkei-
ten stelle einen Warenschaden im Sinne 
des CMNI dar. Im Übrigen folge eine Haf-
tung auch aus § 3 BinSchG, § 831 BGB 
aufgrund einer deliktischen Eigentums-
schädigung. 

Die Klägerin hat beantragt, die Beklagte 
zu verurteilen, an sie 15.799,33 EUR nebst 
Zinsen in Höhe von fünf Prozentpunkten 
über dem jeweiligen Basiszinssatz seit 
dem 02.03.2016 (Rechtshängigkeit) zu 
zahlen. Die Beklagte hat beantragt, die 
Klage abzuweisen.

Die Beklagte hat die seitens der Kläge-
rin behaupteten Versicherungsverhält-
nisse bestritten. Weiter hat sie bestrit-
ten, dass es einen Befrachtungsvertrag 
zwischen der angeblichen Rechtsvor-
gängerin der Klägerin und ihr gebe. Da-
rüber hinaus hat sie die Ansicht vertre-
ten, im zwischen den Parteien geltenden 
niederländischen Frachtrecht werde für 
die Güterschäden nicht gehaftet, da der 
Haftungsausschluss für Navigationsfeh-
ler greife. Eine Eigentumsverletzung sei 
nicht eingetreten, sodass eine deliktische 
Haftung ausscheide. Sie hat die Einrede 
der Verjährung erhoben.

Die Klägerin hat die Klage zunächst bei 
dem Schifffahrtsgericht Duisburg-Ruhr-

(Sammlung Seite 2579)
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ort eingereicht. Nach Rüge der Beklag-
ten und auf entsprechenden Hinweis des 
Gerichts hat sie hilfsweise einen Verwei-
sungsantrag zum Rheinschifffahrtsge-
richt gestellt. Einen entsprechenden Be-
schluss hat das Schifffahrtsgericht am 
16.06.2016 erlassen. 

Das Rheinschifffahrtsgericht hat mit Be-
schluss vom 02.12.2016 Beweis erhoben 
über die Frage der Versicherungsverhält-
nisse durch schriftliche Vernehmung der 
Zeugin S. Wegen des Ergebnisses der Be-
weisaufnahme wird auf das Schreiben 
der Zeugin vom 19.12.2016 verwiesen.

Hinsichtlich der tatsächlichen Feststel-
lungen im Übrigen wird Bezug genom-
men auf das angefochtene Urteil des 
Amtsgericht Duisburg-Ruhrort – Rhein-
schifffahrtsgericht – vom 20.04.2017.

Mit Urteil vom 20.04.2017 hat das Amts-
gericht die Klage voll zugesprochen. Zur 
Begründung hat es ausgeführt, es sei 
gem. Art. 34 Abs. 2 lit. c), 34 bis 1. Halb-
satz der Mannheimer Akte (nachfolgend: 
»MA«) örtlich und sachlich zuständig. Ge-
genstand der Klage sei ein Schadenser-
satzanspruch nach Art. 4 CMNI, der je-
denfalls kein vertraglicher Anspruch sei. 
Der Anspruch der Klägerin ergebe sich 
aus § 86 VVG i.V.m. Art. 4 Abs. 2 S. 2, 
16 CMNI. Nach Durchführung der Be-
weisaufnahme stehe fest, dass die Klä-
gerin Versicherer der Ladungsbeteiligten 
sei. Die Beklagte habe nicht wirksam be-
stritten, ausführender Frachtführer ge-
wesen zu sein. Der Abschluss des von 
der Klägerin behaupteten Frachtvertra-
ges beruhe auf einer eigenen Handlung 
der Beklagten, sodass ein Bestreiten mit 
Nichtwissen nicht möglich sei. Dasselbe 
gelte für das Bestreiten des Bestehens ei-
ner Dispache oder eines Revers; die Be-
klagte habe selbst das Havarie-Grosse-
Verfahren eingeleitet und betrieben. Im 
Übrigen habe die Beklagte auch vorge-
tragen, dass die Rechtsvorgängerin der 
Klägerin zur Zahlung des Havarie-Gros-
se-Anteils der Ladung gesetzlich ver-
pflichtet gewesen sei. Auch das Bestrei-
ten bezüglich des Verwendungszwecks 
der Zahlungen auf den Ladungsbeitrag 
der klägerischen Versicherungsnehme-
rinnen sei unbeachtlich. 

Da die Klägerin den gesamten, auf ihre 
Versicherungsnehmerin entfallenden Be-
trag allein erbracht habe, könne sie die 
Erstattung allein und im eigenen Namen, 
insbesondere nicht zusammen mit den 
Mitversicherern, betreiben. Auf die Füh-
rungsklausel komme es nicht an. 

Die Rechtsvorgängerin der Klägerin sei 
Absender und Empfänger des transpor-
tierten Gutes gewesen; auf das Bestreiten 
der Beklagten hinsichtlich des Eigentums 
an der Kohle und der Transportaufträge 

komme es nicht an. Der Havarie-Gros-
se-Beitrag stelle mit dem OLG Düssel-
dorf (Urteil vom 26.02.2014, Az.: -I- 18 U 
27/12) einen Güterschaden im Sinne des 
Art. 16 Abs. 2 CMNI dar. Es könne dahin-
stehen, ob das niederländische Fracht-
recht einen Haftungsausschluss für Na-
vigationsverschulden des Frachtführers 
vorsehe. Eine solche Regelung würde die 
Haftung im vorliegenden Fall nicht ein-
schränken, da Art. 16 CMNI die Haftung 
des (ausführenden) Frachtführers zwin-
gend regle und diese Vorschriften als 
supranationales Einheitsrecht allen nati-
onalen Regeln der Vertragsstaaten vor-
gingen. Im Übrigen komme niederländi-
sches Recht nach der Rom-II-Verordnung 
nicht zur Anwendung, da das schädigen-
de Ereignis in Deutschland eingetreten 
sei und lediglich die Beklagte ihren Fir-
mensitz in den Niederlande habe, nicht 
auch die Rechtsvorgängerin der Klägerin. 
Schließlich greife die Haftungsbeschrän-
kung auch gem. Art. 25 Abs. 2 lit. a) CMNI 
nicht, weil das Schiff unstreitig zum Zeit-
punkt der Festfahrung nicht ordnungsge-
mäß bemannt gewesen sei.

Der Anspruch sei schließlich auch nicht 
verjährt.

Die Beklagte rügt mit der Berufung, das 
Rheinschifffahrtsgericht habe die ma-
teriell-rechtliche und prozessrechtliche 
Systematik der Regeln über die Hava-
rie Grosse verkannt. Soweit die Klägerin 
ihren vermeintlichen Rückzahlungsan-
spruch auf die Vorschriften des Havarie-
Grosse-Rechts, konkret auf § 589 HGB 
i.V.m. § 77 Abs. 3 BinSchG stütze, sei die 
Zahlungsklage unzulässig. Die Klärung 
dieser Frage sei ausschließlich dem Dis-
pacheverfahren vorbehalten. Es handele 
sich um einen gegebenenfalls anspruchs-
mindernden oder anspruchsvernichten-
den Einwand nach dem Recht der Hava-
rie Grosse. Der Verschuldenseinwand im 
Havarie-Grosse-Recht sei der gerichtli-
chen Überprüfung im Dispacheverfahren 
nach §§ 375 Nr. 2, 402ff. FamFG (Wider-
spruchsverfahren) unterworfen. Die Klä-
gerin berufe sich auf die §§ 589ff. HGB, 
obwohl für die Havarie Grosse im vorge-
legten Revers die vertraglichen Havarie-
Grosse-Regeln der IVR vereinbart seien. 
Regel III der IVR-Regeln bestimme aus-
drücklich, dass das Verschulden eines 
Beteiligten die Pflicht aller Beteiligten 
zur Havarie Grosse beizutragen, unbe-
rührt lasse. Im Rahmen der Dispache und 
im Rahmen der Havarie Grosse-Regeln 
sollten also die anspruchsbegrenzenden 
Beitragsregeln des HGB gerade nicht gel-
ten. Damit sei § 589 HGB abbedungen. 
Damit sei ausschließlich nach den allge-
meinen gesetzlichen oder vertraglichen 
Bestimmungen ein Regress wegen Ver-
schuldens möglich, nicht aber nach dem 
Recht der Havarie Grosse. Ob Regel III 
der Havarie-Grosse-Regeln der IVR durch 

den Dispacheur zu Recht und richtig an-
gewendet wurde, sei ausschließlich Ge-
genstand des Dispache-Verfahrens. An-
dernfalls würden die Formvorschriften 
und Fristen des Havarie-Grosse-Rechts 
sowie des FamFG leerlaufen.

Zudem trage die Klägerin vor, sie habe 
auf Revers und Dispache gezahlt, obwohl 
diese Zahlungspflicht gar nicht bestan-
den habe, die Dispache sei also falsch. 
Dies sei ein ausschließlich Havarie-Gros-
se-rechtlicher Einwand. 

Schließlich sei streitig, ob die bloße Ver-
pflichtung, einen Ladungsbeitrag an Ha-
varie-Grosse-Kosten zu leisten, fracht-
vertraglich als Güterschaden im Sinne 
des Art. 16 CMNI angesehen werden 
könne. Es spreche vieles dafür, dass die-
se Kosten eine gemäß § 420 Abs. 1 S. 
2 HGB neben der Fracht vom Absender 
zu zahlende Aufwendung darstellten 
und es sich nicht um einen Güterscha-
den handelt. Letztlich könne diese Frage 
hier jedoch aus mehreren Gründen da-
hinstehen: Das Rheinschifffahrtsgericht 
sei für frachtvertragliche Ansprüche 
nicht zuständig. Das Rheinschifffahrts-
gericht hätte daher die Entscheidung, 
ob es sich um einen vertraglichen, qua-
si-vertraglichen, außervertraglichen 
oder deliktischen Anspruch handele, 
nicht dahinstehen lassen dürfen. Nach 
richtiger Rechtsauffassung handele es 
sich bei dem Direktanspruch um einen 
transportrechtlichen und damit fracht-
vertraglichen Anspruch. Die gegentei-
lige Literaturmeinung sei nicht begrün-
det und falsch. Ausschließlich zuständig 
für frachtvertragliche Klagen gegen den 
Frachtführer/ ausführenden Frachtführer 
nach CMNI seien die nach dem IZPR zu 
bestimmenden zuständigen Gerichte für 
frachtvertragliche Ansprüche, nicht je-
doch das Rheinschifffahrtsgericht. Dies 
könne vom Berufungsgericht auch ge-
prüft werden, da es sich um eine Frage 
der internationalen Zuständigkeit han-
dele. Für den Fall, dass sich das Beru-
fungsgericht gehindert sehe, die Rüge 
der Unzuständigkeit in zweiter Instanz 
zu berücksichtigen, bliebe die Klage nur 
insoweit zulässig, als sie sich nicht auf 
die Vorschriften über die Havarie-Gros-
se stützt, sondern auf materiell-rechtli-
che Vorschriften des Frachtrechts oder 
des allgemeinen Zivilrechts. 

Auch die an sich für Fracht- und Delikts-
recht zuständigen Gerichte wären aber 
sachlich nicht kompetent für die Über-
prüfung der Dispachen nach den Vor-
schriften des Havarie-Grosse-Rechts. 
Eine darauf gestützte Klage sei unabhän-
gig von der Zuständigkeit des angerufe-
nen Gerichts unzulässig. Dies habe der 
Bundesgerichtshof entschieden (BGH 
VersR 1983, 334). Zum anderen könne 
der Frachtführer alle frachtvertraglichen 
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Einreden geltend machen, vorliegend 
also die Einrede des Haftungsausschlus-
ses für Navigationsfehler. Für das Ver-
hältnis zwischen Absender und allen 
Frachtführern seien die frachtvertrag-
lichen Bestimmungen maßgeblich. Für 
internationale Transporte wie dem vor-
liegenden gelte das CMNI. Da dieses 
keine materiell-rechtliche Regelung für 
die Haftung in Fällen eines Navigations-
fehlers enthalte, würden kraft Gesetzes 
die Regeln des einschlägigen nationa-
len Rechts gelten, Art. 29 CMNI. Dies sei 
vorliegend niederländisches Recht, wel-
ches einen gesetzlichen Haftungsaus-
schluss für Navigationsfehler enthalte. 
Darüber hinaus bestimme Art. 25 Abs. 
2 lit. a) CMNI, es sei den Parteien eines 
Frachtvertrages unbenommen, vertrag-
lich den klassisch schifffahrtsrechtlichen 
Haftungsausschluss für Navigationsfeh-
ler zu vereinbaren. Der Einwand des ver-
einbarten oder kraft Gesetzes geltenden 
Haftungsausschlusses für Navigations-
fehler erfasse auch das Recht der Hava-
rie Grosse. 

Mit Nichtwissen werde behauptet, dass 
die Rechtsvorgängerin der Klägerin einen 
entsprechenden Haftungsausschluss 
vereinbart habe. Trotz mehrfacher Auf-
forderung und obwohl sie insoweit eine 
sekundäre Darlegungslast treffe, hätte 
die Klägerin sich nicht substantiiert und 
unter Beweisantritt hierzu geäußert. Es 
gelte daher als unstreitig, dass ein Haf-
tungsausschluss vereinbart worden sei. 

Letztlich komme es hierauf aber nicht an, 
weil jedenfalls im Verhältnis der Beklag-
ten zu ihrem Auftraggeber der Haftungs-
ausschluss schon kraft Gesetzes, näm-
lich gem. Art. 901, Burgerlijke Wetboek 8 
(NL) gelte. Der Haftungsausschluss grei-
fe auch ein, weil die Havarie-Grosse un-
streitig durch eine Festfahrung entstan-
den sei und dieser nautische Vorgang 
vom Haftungsausschluss umfasst sei. 

Die Klägerin könne auch keinen delikts-
rechtlichen Anspruch gegen die Beklagte 
geltend machen, weil weder die Ladung 
selbst noch sonstiges Eigentum der Klä-
gerin oder ihrer angeblichen Rechtsvor-
gänger beschädigt worden sei. Die Be-
lastung eines Ladungseigentümers mit 
einem Ladungsanteil an Havarie-Grosse-
Kosten sei ohne Beschädigung der Güter 
keine Verletzung eines absoluten Rechts.

Die Forderung sei im Übrigen verjährt, 
weil die Klage zwar noch rechtzeitig ein-
gereicht, nicht aber alsbald zugestellt 
worden sei.

Die Beklagte beantragt, 
unter Abänderung des Urteils des Rhein-
schifffahrtsgerichts Duisburg-Ruhrort 
vom 20.04.2017 – 5 C 15/15 BSch – die 
Klage abzuweisen. 

Die Klägerin beantragt, 

die Berufung zurückzuweisen. 

Sie verteidigt das erstinstanzliche Urteil 
und wiederholt vertiefend ihren Vortrag 
aus der ersten Instanz.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird 
auf die Schriftsätze der Beteiligten nebst 
deren Anlagen Bezug genommen.

II.

Die Berufung ist zulässig, insbesonde-
re frist- und formgerecht eingelegt und 
begründet. Sie hat in der Sache jedoch 
keinen Erfolg. Das Rheinschifffahrtsge-
richt Duisburg-Ruhrort hat die Beklagte 
zu Recht zur Zahlung von 15.799,33 EUR 
nebst Zinsen verurteilt.

1.
Die Klage ist zulässig. 

Soweit die Beklagte mit der Berufung die 
Ansicht vertritt, die Klage sei unzulässig, 
weil das Rheinschifffahrtsgericht unzu-
ständig sei, ist diese Rüge gem. § 513 Abs. 
2 ZPO unzulässig, soweit sie sich auf die 
sachliche, örtliche oder funktionelle Zu-
ständigkeit des Rheinschifffahrtsgerichts 
bezieht. Soweit sie sich auf die internatio-
nale Zuständigkeit der deutschen Gerich-
te bezieht, ist die Rüge zwar zulässig, je-
doch nicht begründet. Die Klage ist auch 
nicht mangels Rechtsschutzbedürfnisses 
der Klägerin unzulässig, weil der Klage 
eine bestandskräftige Dispache entge-
genstehen würde oder die Klägerin vor-
ab ein Dispache-Bestätigungsverfahren 
hätte durchführen müssen. 

Im Einzelnen gilt Folgendes: 

a)
Gem. § 513 Abs. 2 ZPO kann die Berufung 
nicht darauf gestützt werden, dass das 
Gericht des ersten Rechtszuges seine Zu-
ständigkeit zu Unrecht angenommen hat. 

Die Vorschrift gilt nach einhelliger Auf-
fassung für die sachliche, örtliche und 
funktionelle Zuständigkeit (Musielak/
Voit, ZPO, 15. Auflage 2018, § 513 Rn.7; 
Rimmelspacher in Münchener Kommen-
tar zur ZPO, 5. Auflage 2016, § 513 Rn. 
15). Damit ist die sachliche Zuständig-
keit der Binnenschifffahrtsgerichte, hier 
des Rheinschifffahrtsgerichts im Beru-
fungsverfahren nicht mehr zu prüfen 
(Senat, Urteil vom 30.05.2008, Az.: 3 U 
7/07 BSch, juris; OLG Karlsruhe, Urteil 
vom 08.11.2002, Az.: 1 U 2/02, TranspR 
2003, 248). Dies gilt auch dann, wenn 
das Schifffahrtsgericht eine Streitsache 
wirksam an das Rheinschifffahrtsgericht 
verwiesen bzw. das Rheinschifffahrtsge-
richt seine Zuständigkeit zu Unrecht an-
genommen hat (v. Waldstein/ Holland, 

Binnenschifffahrtsrecht, 5. Auflage 2007, 
Art.37-38 MA, Rn.17 m.w.N.). Soweit die 
Beklagte somit ihre erstinstanzlichen 
Rügen zur örtlichen und sachlichen Zu-
ständigkeit des Rheinschifffahrtsge-
richts weiterverfolgt, ist sie damit gem. 
§ 513 Abs. 2 ZPO ausgeschlossen.  

b)
Die – in der Berufung erstmals erhobene 
– Rüge der internationalen Zuständigkeit 
war hingegen vom Berufungsgericht zu 
prüfen (BGHZ 44, 46ff; 157, 224ff; Heßler 
in Zöller, ZPO, 32. Aufl., 2018, § 513 Rn 
8; Geimer, Internationales Zivilprozess-
recht, 7. Aufl., 2015, Rn. 1855). Die Rüge 
bleibt jedoch im Ergebnis erfolglos. Die 
internationale Zuständigkeit des Rhein-
schifffahrtsgerichts ist gegeben. 

Die internationale Zuständigkeit deut-
scher Gerichte richtet sich im Verhält-
nis zu anderen EU-Staaten (hier zu den 
Niederlanden, da die Beklagte eine ju-
ristische Person des niederländischen 
Rechts ist) grundsätzlich nach den Vor-
schriften der EuGVVO. Gemäß Art. 71 Eu-
GVVO lassen die Vorschriften der EuG-
VVO jedoch Übereinkünfte unberührt, 
denen die Mitgliedstaaten angehören 
und die für besondere Rechtsgebiete die 
gerichtliche Zuständigkeit (…) regeln. 
Eine solche »Übereinkunft« stellt vorlie-
gend die Mannheimer Akte (»MA«) dar 
(vgl. Gottwald in Münchener Kommen-
tar zur ZPO, 5. Auflage 2017, Art. 71 EuG-
VVO Rn. 2). Art. 34, 35 MA enthalten Re-
gelungen zur sachlichen bzw. örtlichen 
Zuständigkeit, die mittelbar bzw. dop-
pelfunktional als örtliche zugleich die 
internationale Zuständigkeit bestimm-
ter Rheinschifffahrtsgerichte begründen 
(grundlegend BGHZ 44, 46ff). Letztlich 
kann im vorliegenden Fall jedoch dahin-
stehen, ob es sich bei den Art. 34, 35 MA 
(auch) um Regeln zur internationalen Zu-
ständigkeit handelt oder ob sich die inter-
nationale Zuständigkeit (allein) nach den 
Vorschriften der EuGVVO richtet. Jeden-
falls ist die internationale Zuständigkeit 
auch durch rügelose Einlassung nach Art. 
26 Abs. 1 EuGVVO begründet. Nach Art. 
26 Abs. 1 EuGVVO wird das Gericht ei-
nes Mitgliedsstaates auch dann zustän-
dig, wenn sich der Beklagte vor ihm auf 
das Verfahren einlässt. Art. 26 EuGVVO 
ist vorliegend trotz des relativen Vorrangs 
der Mannheimer Akte anwendbar, da letz-
tere keine Vorschriften zu einer rügelosen 
Einlassung enthält und in diesen Fällen – 
auch zur Sicherung einer unionseinheitli-
chen Rechtsanwendung- bzw. -auslegung 
– auf die EuGVVO zurückgegriffen werden 
kann (vgl. Stadler in Musielak/ Voit, ZPO, 
15. Auflage 2018, Art. 71 EuGVVO Rn.2). 

Unter »Einlassung« im Sinne des Art. 
26 EuGVVO fällt jede Verteidigungs-
handlung, die unmittelbar auf Klageab-
weisung gerichtet ist, im Unterschied 
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zu Handlungen im Vorfeld der Verteidi-
gung. Auch Einreden zum Verfahren ge-
nügen, um eine Zuständigkeit nach Art. 
26 EuGVVO zu begründen, sofern nicht 
deutlich wird, dass auch die internationa-
le Zuständigkeit gerügt wird (BGH NJW 
2015, 2667; Hüßtege in Thomas/ Putzo, 
ZPO, 39. Auflage 2018, Art. 26 EuGVVO 
Rn.3; Geimer in Zöller, ZPO, 32. Aufla-
ge 2018, Art. 26 EuGVVO Rn.5). Die Rüge 
hat in dem ersten Verteidigungsvorbrin-
gen zu erfolgen (BGH, a.a.O.; OLG Celle, 
Urteil vom 26.03.2008, Az.: 3 U 238/07; 
Geimer in Zöller, a.a.O., Art. 26 EuGVVO 
Rn.5; s. auch OLG Koblenz, Beschluss 
vom 18.02.2015, Az.: 13 UF 825/14). Hier 
hat die Beklagte in der ersten Instanz le-
diglich die sachliche Unzuständigkeit des 
Schifffahrts- bzw. Rheinschifffahrtsge-
richts gerügt und sich nachfolgend zur 
Sache eingelassen. Die internationale 
Unzuständigkeit der deutschen Gerich-
te schlechthin hat sie nicht gerügt, so-
dass die internationale Zuständigkeit je-
denfalls durch eine rügelose Einlassung 
begründet ist. Ob darüber hinaus die in-
ternationale Zuständigkeit auch aus Art. 
7 Nr. 2 EuGVVO (Delikts- bzw. Schaden-
sort) folgt, kann dahinstehen.

c)
Soweit die Beklagte weiter die Ansicht 
vertritt, die vorliegende Klage sei un-
zulässig, weil die Bestands-/ Rechts-
kraft der Dispache entgegenstehe, ver-
fängt dies bereits deswegen nicht, weil 
im vorliegenden Fall kein Dispache-Be-
stätigungsverfahren nach den Vorschrif-
ten des FamFG durchgeführt wurde. Eine 
gerichtlich nicht bestätigte Dispache er-
wächst nicht in Bestandskraft; sie stellt 
insbesondere keinen vollstreckungs-
fähigen Titel dar. Richtig ist zwar, dass 
eine gutachterliche Dispache einen voll-
streckungsfähigen Titel darstellen kann. 
Hierzu ist jedoch erforderlich, dass sie 
gerichtlich bestätigt wurde, § 409 FamFG. 
Hier ist keine gerichtliche Bestätigung er-
folgt, sodass kein Titel vorhanden ist. Die 
von der Beklagten in diesem Zusammen-
hang zitierte Kommentarstelle (Herber in 
Münchener Kommentar HGB, 3. Auflage 
2014, vor § 588 Rn.7) ist insofern missver-
ständlich. § 409 FamFG besagt eindeutig, 
dass nur die gerichtlich bestätigte Dispa-
che einen Titel darstellt. Dies ist im Üb-
rigen auch ansonsten unstreitig (Postler 
in Münchener Kommentar zum FamFG, 
2. Aufl., 2013, §  403 Rn. 38; Holzer in 
Prüttin/ Helms, FamFG, 3. Auflage 2014, 
§ 405 Rn.1; § 409 Rn.3; Nedden-Boeger 
in Schulte-Bunert/ Weinreich, FamFG, 
5. Auflage 2016, § 405 Rn.1; § 409 Rn. 2; 
Bumiller/ Harders/ Schwamb, FamFG, 
11. Auflage 2015, Vor §§  403ff. Rn.2; 
§ 409 Rn.3). Ob und inwieweit eine ge-
richtlich bestätigte Dispache einer Klage 
vor dem Rheinschifffahrtsgericht entge-
gengestanden hätte, braucht vorliegend 
daher nicht entschieden zu werden.

d) 
Schließlich ist die Klage auch nicht des-
wegen unzulässig, weil die Beklagte vor-
rangig ein gerichtliches Dispache-Be-
stätigungsverfahren nach den §§ 402ff. 
FamFG hätte durchführen müssen. 

aa)
Soweit sich die Rüge der Beklagten da-
rauf bezieht, dass ein Gericht der frei-
willigen Gerichtsbarkeit vorrangig zu-
ständig gewesen wäre, handelt es sich 
um eine Frage des zulässigen Rechtswe-
ges bzw. der funktionellen Zuständigkeit 
des angerufenen Gerichts, die in der Be-
rufungsinstanz gem. § 17a Abs. 5 GVG, 
§ 513 Abs. 2 ZPO nicht geprüft wird, zu-
mal eine Rüge der Beklagten in der ers-
ten Instanz nicht erfolgt ist (vgl. BGH, Be-
schluss vom 18.09.2008, Az.: V ZB 40/08; 
OLG Köln, Beschluss vom 28.02.2014, Az.: 
7 U 20/14; OLG Frankfurt, Beschluss vom 
24.06.2009, Az.: 4 U 283/08; Hüßtege in 
Thomas/ Putzo, a.a.O., § 17a GVG Rn.21). 

bb)
Soweit sich die Rüge auf ein mangeln-
des Rechtsschutzinteresse der Klägerin 
bezieht, da dieser mit dem Dispache-Be-
stätigungsverfahren ein einfacherer/ kos-
tengünstigerer Weg zur Erreichung des-
selben Rechtsschutzziels zur Verfügung 
stehe, ist dies nicht zutreffend. 

(1)
Es ist – auch nach der Reform von 2013 im 
Seehandels- und Binnenschifffahrtsrecht 
– bereits keine Regelung ersichtlich, die 
eine Vorgreiflichkeit des Dispache-Be-
stätigungsverfahrens anordnet mit dem 
Ziel zu klären, ob und in welcher Höhe 
ein dispachierungsfähiger Schaden gel-
tend gemacht werden kann (Rheinschiff-
fahrtsobergericht Karlsruhe, Urteil vom 
22.06.1999, Az.: U 6/98 RhSch, TranspR 
2001, 458). Auch bei Vorliegen einer gro-
ßen Havarei kann Schadensersatz unmit-
telbar im Zivilverfahren begehrt werden. 
Soweit die Beklagte meint, eine direk-
te Klage vor den ordentlichen Gerichten 
würde zu einem Leerlaufen der »Formvor-
schriften und Fristen des Havarie-Grosse-
Rechts und des FamFG« führen, verfängt 
dies schon deshalb nicht, weil das Dis-
pache-Bestätigungsverfahren nach dem 
FamFG ein Verfahren der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit ist mit dem Ziel, einen Voll-
streckungstitel zu erlangen, schließt aber 
ein Verfahren vor den ordentlichen Gerich-
ten gerade nicht aus. Soweit die §§ 402ff. 
FamFG an einigen Stellen Fristen benen-
nen, sobald das Bestätigungsverfahren 
beantragt wurde (beispielsweise Ladungs-
fristen, Frist zur Klageerhebung), wird 
auch dadurch keine Vorrangigkeit des Dis-
pache-Bestätigungsverfahren begründet. 

(2)
Darüber hinaus hätte die Klägerin im vor-
liegenden Fall ihr mit der hiesigen Kla-

ge verfolgtes Ziel nicht im Rahmen eines 
Dispache-Bestätigungsverfahrens errei-
chen können.

Ausweislich der vorgelegten Reversen 
haben die Parteien die Havarie Grosse 
den IVR-Regeln unterstellt. Diese enthal-
ten in Regel III bezüglich des Verschul-
dens folgende Regel:

»Die Pflicht zur Havarie Grosse beizutra-
gen, besteht auch dann, wenn das Er-
eignis, welches zum Opfer oder zu den 
Kosten Anlass gegeben hat, auf das Ver-
schulden eines der Beteiligten zurück-
zuführen ist. Dies soll jedoch eventuel-
le Rechtsansprüche oder deren Abwehr 
nicht präjudizieren, die möglicherwei-
se nach den gesetzlichen oder vertrag-
lichen Bestimmungen gegen oder für 
diesen Beteiligten wegen solchen Ver-
schuldens offenstehen.«

Diese Regel stellt somit in Satz 1) sicher, 
dass alle Beteiligten zur Havarie Grosse 
beitragen müssen, unabhängig davon, 
ob einer von ihnen die Havarei schuld-
haft herbeigeführt hat. Erst in einem 
zweiten Schritt kann dann derjenige Be-
teiligte, der meint, gegen einen ande-
ren Beteiligten einen Regress-Anspruch 
zu haben, diesen geltend machen (Satz 
2 der Regel III). Mit anderen Worten: der 
Verschuldenseinwand hätte der Kläge-
rin im Dispache-Bestätigungsverfahren 
gar nichts genützt, weil es nach Regel III 
Satz 1) der IVR-Regeln nicht dazu geführt 
hätte, dass sie nicht beitragspflichtig ge-
wesen wäre. Vielmehr steht ihr der Weg 
offen, Regress nach Zahlung des Hava-
rie-Grosse-Beitrags zu fordern. Genau in 
dieser Weise geht die Klägerin vor. Inso-
weit ist auch die Darstellung der Beklag-
ten, die Klägerin mache geltend, die Dis-
pache sei inhaltlich falsch, nicht richtig. 
Die Klägerin hat an keiner Stelle behaup-
tet, die Dispache sei inhaltlich falsch. Sie 
macht vielmehr einen Regressanspruch 
nach geleistetem Havarie-Grosse-Bei-
trag geltend; dies ist etwas anderes. 

Die von der Beklagten zitierte Recht-
sprechung führt nicht zu einem ande-
ren Ergebnis. Die Entscheidung BGH 
VersR 1983, 334 betrifft einen gänzlich 
anderen Sachverhalt (Versicherungs-
schutz nach Verkehrsunfall; wirksame 
Beschränkung der Revision). Die weite-
re von der Beklagten zitierte BGH-Ent-
scheidung (Urteil vom 17.11.1980, Az.: II 
ZR 51/79) betrifft ebenfalls eine andere 
Fallgestaltung. Dort hatten die Kläger, 
die als Versicherer bzw. Ladungseigentü-
mer Beteiligte der Havarie Grosse waren, 
die Beklagten (Reeder bzw. Zeitcharte-
rer des MS »Catharina Wiards« verklagt 
und neben einem Zahlungsantrag auch 
die Feststellung beantragt, dass a) die 
Beklagten nicht berechtigt sind, im Ha-
varie-Grosse-Verfahren wegen der ihnen 
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entstandenen Schäden eine Vergütung 
zu fordern, und b) dass sie als Gesamt-
schuldner verpflichtet sind, den beitrags-
pflichtigen Klägern die Verluste zu erset-
zen, welche diese durch die Verteilung 
der Schäden in Havarie Grosse erleiden 
(vgl. BGH, a.a.O., juris-Rn.4). Zu diesen 
Anträgen hat der BGH ausgeführt, es lie-
ge kein Feststellungsinteresse vor, da die 
Dispache noch gar nicht vorliege. Es feh-
le daher an einem begründeten Anhalt 
dafür, dass die Beklagten zum Kreis der 
Vergütungsberechtigen gehören oder 
die Kläger zu dem der Beitragspflichti-
gen. Wörtlich heißt es in der Entschei-
dung weiter:

»Damit haben aber die Kläger – zumin-
dest derzeit – kein schutzwürdiges In-
teresse an den von ihnen verfolgten 
Feststellungsanträgen, zumal sie bis-
her auch nicht näher haben darlegen 
können, dass ihnen ebenfalls eine Ver-
gütung im Rahmen der großen Hava-
rei zukommt oder wieso sie trotz des 
vollständigen oder nahezu vollständi-
gen Verlustes ihrer Güter verpflichtet 
sein sollen, zu den Kosten der großen 
Havarei beizutragen. Darüber hinaus ist 
zur Unzulässigkeit ihres ersten Feststel-
lungsantrags zu bemerken, dass über 
die Frage, ob die Beklagten zu 1) und 2) 
wegen eines etwaigen Verschuldens kei-
ne Vergütung in Havarie Grosse verlan-
gen können, grundsätzlich in dem Ver-
fahren zu entscheiden ist, das die §§ 155, 
156 FGG für die Prüfung und Bestäti-
gung einer Dispache besonders vorse-
hen (BGH, a.a.O., juris-Rn.49).«

Der BGH verneint also ein Feststellungs-
interesse zum einen, weil die Dispache 
noch gar nicht aufgemacht ist; im hie-
sigen Fall gibt es die Dispache bereits. 
Zum anderen führt er aus, die Verschul-
densfrage bzw. die Frage, ob die Beklag-
ten trotz Verschuldens eine Vergütung 
erlangen, sei eine Frage des FGG (jetzt: 
FamFG)-Verfahrens. Auch darum geht es 
jedoch im hiesigen Verfahren nicht. Aus 
den Berechnungen in der Dispache folgt 
vielmehr, dass dort keine Vergütungs-
kosten zugunsten der Beklagten einge-
stellt sind. Die Klägerin verlangt im hie-
sigen Fall auch nicht die Feststellung, 
dass der Beklagten keine Vergütung zu-
stehe (die Ausführungen des BGH bezie-
hen sich ausdrücklich nur auf den Fest-
stellungsantrag zu a)). Auch deshalb ist 
der hiesige Fall nicht mit dem der BGH-
Entscheidung zugrundeliegenden Fall zu 
vergleichen. 

2.
Die Berufung hat auch insoweit keinen 
Erfolg, als sich die Beklagte auf die Unbe-
gründetheit der Klage beruft. Das Rhein-
schifffahrtsgericht hat sie zu Recht zur 
Zahlung von 15.799,33 EUR nebst Zin-
sen verurteilt.

a)
Das Rheinschifffahrtsgericht ist zu Recht 
von einer Aktivlegitimation der Kläge-
rin ausgegangen. Bezüglich der Versi-
cherungsverhältnisse an sich sind die 
Ausführungen des Rheinschifffahrtsge-
richts, insbesondere die Beweiswürdi-
gung, nicht zu beanstanden; dies greift 
die Beklagte mit der Berufung auch nicht 
weiter an. Hinsichtlich des in zweiter In-
stanz fortgesetzten Bestreitens der Ver-
tragsverhältnisse mit Nichtwissen hält 
auch der Senat dies für nicht zulässig. 
Aufgrund der Tatbestandswirkung des 
erstinstanzlichen Urteils steht fest, dass 
die Beklagte ausführende Frachtführerin 
und Eignerin des havarierten Schubver-
bandes war. Auch aus Sicht des Senats 
kann die Beklagte aus diesem Grund die 
Aktivlegitimation der Klägerin nicht mit 
Nichtwissen bestreiten. Sowohl die Klä-
gerin als auch die Beklagte waren Betei-
ligte des Dispache-Verfahrens. Aus den 
anlässlich der Erstellung der Dispache 
gezeichneten Reversen folgt die Betei-
ligtenstellung der Klägerin als Versiche-
rer der Ladung. Gem. § 404 S. 1 FamFG 
ist jeder Beteiligte verpflichtet dem Dis-
pacheur die in seinem Besitz befindlichen 
Schriftstücke, zu deren Mitteilung er ge-
setzlich verpflichtet ist, auszuhändigen. 
Auch nach Regel XIV der IVR-Regeln er-
hält der Dispacheur von den Beteiligten 
alle für die Aufmachung der Dispache er-
forderlichen Unterlagen. Durch die Zeich-
nung des Revers galt dies auch für die 
Klägerin als Versicherer. Angesichts des-
sen war es der Beklagten verwehrt die 
Aktivlegitimation der Klägerin lediglich 
mit Nichtwissen zu bestreiten. Die Be-
klagte hatte als Beteiligte im Dispache-
verfahren Prüf- und Einsichtsrechte (vgl. 
§ 404 S. 2 FamFG). Sie hätte daher zur 
Substantiierung ihrer Zweifel an der Ak-
tivlegitimation weiter vortragen müssen. 

b)
Nicht zu beanstanden ist auch die Wür-
digung des Rheinschifffahrtsgerichts, 
wonach die Klägerin gegen die Beklag-
te einen Anspruch auf Erstattung des 
geleisteten Havarie-Grosse-Beitrages 
in Höhe von 15.799,33 EUR gem. Art. 4, 
16 CMNI i.V.m. § 86 VVG hat. 

aa)
Die Klägerin ist Versicherer des ur-
sprünglichen Absenders des Transport-
gutes, die Beklagte war ausführende 
Frachtführerin. Die Haftung der Beklag-
ten richtet sich nach dem Budapester 
Übereinkommen über den Vertrag über 
die Güterbeförderung in der Binnen-
schifffahrt (»CMNI«), da der Ladehafen 
oder Übernahmeort und der Löschhafen 
oder Ablieferungsort in zwei verschiede-
nen Staaten liegen (Ladehafen: Nieder-
lande; Löschhafen: Deutschland), die bei-
de Vertragsstaaten des CMNI sind, Art. 
2 Abs. 1 CMNI.

Durch die unstreitige Leistung des Hava-
rie-Grosse-Beitrages an den Dispacheur 
sind die Ansprüche aus dem CMNI gem. 
§ 86 Abs. 1 VVG von der Versicherungs-
nehmerin auf die Klägerin übergegan-
gen.

bb)
Gem. Art. 16 CMNI haftet der Frachtfüh-
rer u.a. für den Schaden, der durch Ver-
lust oder Beschädigung der Güter in der 
Zeit von der Übernahme zur Beförde-
rung bis zur Ablieferung entsteht, wenn 
er nicht beweist, dass der Schaden durch 
Umstände verursacht worden ist, die ein 
sorgfältiger Frachtführer nicht hätte ver-
hindern können. Gem. Art. 2 S. 2 CMNI 
gelten alle für die Haftung des Frachtfüh-
rers geltenden Bestimmungen des Über-
einkommens auch für die Haftung des 
ausführenden Frachtführers für die von 
ihm durchgeführte Beförderung.

cc)
Hier macht die Klägerin keinen Subs-
tanzschaden an der Ware geltend, son-
dern verlangt Ersatz des gezahlten Ha-
varie-Grosse-Beitrages. Damit stellt sich 
die Frage, ob dieser Beitrag einen Scha-
den des transportierten Gutes im Sinne 
des Art. 16 CMNI darstellt. Dies ist in der 
Rechtsprechung umstritten (dafür: OLG 
Düsseldorf, Urteil vom 26.02.2014, Az.: – I 
– 18 U 27/12, TranspR 2014, 234; dagegen: 
OLG Hamburg, Urteil vom 05.12.2013, 
Az.: 6 U 194/10, ZfB 2014, Sammlung 
Seite 2263 f). Die Literatur hat sich, so-
weit ersichtlich, der vom OLG Düssel-
dorf vertretenen Ansicht angeschlossen 
(Otte, juris-PR TranspR 5/2014, Anmer-
kung 2; Jaegers, juris-PR TranspR 3/ 2014, 
Anmerkung 4; Ramming, RdTW 6/2014, 
245, 251; Koller, Transportrecht, 9. Aufla-
ge 2016, Art. 16 Rn.2).

Das Rheinschifffahrtsgericht hat sich 
ausdrücklich dem OLG Düsseldorf ange-
schlossen und die Frage bejaht. Zur Be-
gründung hat es im Wesentlichen aus-
geführt, die gegenteilige Ansicht der 
Beklagten lege den Rechtsbegriff des 
Güterschadens zu eng aus. Durch die 
im Zuge der Havarie Grosse ergriffenen 
Maßnahmen – Leichterung, Freischlep-
pen – und die hiermit untrennbar verbun-
denen Kosten sei der drohende Eintritt ei-
nes ersatzfähigen Schadens verhindert 
worden. Nur die zwischenzeitliche Leich-
terung und das Freischleppen hätten den 
weiteren Transport zum Bestimmungsort 
ermöglicht. Bei dieser Sachlage seien 
die Aufwendungen wie ein Schaden am 
transportierten Gut selbst zu ersetzen.

Der Senat schließt sich ebenfalls der vom 
OLG Düsseldorf vertretenen Ansicht an. 
Der hier in Rede stehende Havarie-Gros-
se-Beitrag ist ein Schaden im Sinne der 
Art. 16, 19 CMNI. Dem liegen die folgen-
den Erwägungen zugrunde: 
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(1)
Der Schadensbegriff der Art. 16, 19 CMNI 
ist grundsätzlich deckungsgleich mit dem 
Schadensbegriff des CMR und der §§ 425, 
429 HGB (Otte in Münchener Kommentar 
zum HGB, 3. Auflage 2014, Art. 19 CMNI 
Rn.1; Koller, a.a.O., Art. 19 CMNI Rn.3). 
Wertminderung im Sinne dieser Vor-
schrift ist abstrakt die Differenz zwischen 
schadensfreiem und schadensbelaste-
tem Zustand (Otte, a.a.O., Rn.5). Hier-
von nicht umfasst sind unstreitig – hier-
auf weist das OLG Hamburg zu Recht hin 
(Urteil vom 05.12.2013, Az.: 6 U 194/10; 
ZfB 2014, Sammlung Seite 2263 f; juris-
Rn.80) – mittelbare Schäden, Folgeschä-
den, frustrierte Aufwendungen, Kosten 
der Schadensbeseitigung und (dies gilt 
nur für das CMNI) der Schadensfeststel-
lung (Otte, a.a.O., Rn.6; v. Waldstein/ Hol-
land, Binnenschifffahrtsrecht, 5. Auflage 
2007, Art.19 CMNI Rn.4). Anders verhält 
es sich jedoch mit Aufwendungen, die 
zur Verhinderung/ Minderung des Scha-
dens getätigt werden; diese sind erstat-
tungsfähig (Schaffert in Ebenroth/ Bou-
jong/ Joost/ Strohn, Handelsgesetzbuch, 
3. Auflage 2015, § 429 Rn.7; Koller, a.a.O., 
Art. 19 CMNI Rn.3; § 429 HGB Rn.16, 22). 

Ausgehend von dieser Definition folgt 
daraus die Erstattungsfähigkeit der Ha-
varie-Grosse-Beiträge. Denn hierbei han-
delt es sich um die auf den Beitragspflich-
tigen anteilig entfallende Aufwendungen, 
die zur Abwendung einer gemeinsamen 
Gefahr und damit zur Verhinderung bzw. 
Minderung eines Schadens getätigt wur-
den. Aufgrund der im vorliegenden Fall 
ergriffenen Maßnahmen – Leichterung 
und Hilfe durch Kran – konnte die von 
der Klägerin versicherte Ladung geret-
tet werden. Die für die Leichterung und 
das Kranschiff aufgewendeten Kosten 
dienten daher dem Zweck, einen Scha-
denseintritt auch an der Ladung zu ver-
hindern. In diesem Zusammenhang kann 
es entgegen der von der Beklagten ver-
tretenen Ansicht keine Rolle spielen, ob 
das Gut (auch) physisch beschädigt wur-
de. Es wäre unbillig, denjenigen besser 
zu stellen, dessen Gut eine leichte Be-
schädigung davon getragen hat und der 
deswegen auch die Kosten der Scha-
densminderung ersetzt verlangen kann, 
als denjenigen, dessen Gut aufgrund der 
Aufwendungen zur Schadensminderung 
unversehrt blieb, der mithin durch seine 
Aufwendungen einen Schaden gänzlich 
abgewendet hat.

(2)
Für eine Erstattungsfähigkeit des Ha-
varie-Grosse-Beitrages im Rahmen ei-
nes Schadensersatzanspruchs gem. Art. 
16 CMNI sprechen weiter die Regeln zur 
Havarie Grosse selbst. 

Die verschiedenen Regelwerke zur Hava-
rie Grosse (vgl. nur § 78 Abs. 3 BinSchG, 

§ 588 HGB, Havarie-Grosse Regeln IVR, 
vgl. zu den Unterschieden Bahnsen in 
Rabe/Bahnsen, Seehandelsrecht, 5. Auf-
lage 2018, § 588 HGB Rn.1, 12; v. Wald-
stein/ Holland, Binnenschifffahrtsrecht, 
5. Auflage 2007, § 78 BinSchG Rn.1, 11) 
legen dem Begriff »Havarie Grosse« in 
Teilen zwar unterschiedliche Definitionen 
zugrunde. Einigkeit besteht aber darüber, 
dass im Grundsatz eine Havarie Grosse 
die vermögensrechtliche Abwicklung ei-
ner Havarie regelt, d.h. die Verteilung von 
außergewöhnlichen Kosten zwischen 
Schiff und Ladung, die durch eine Ret-
tung aus gemeinsamer Gefahr anfallen. 
Diese Kosten können entweder direkt 
durch Aufwendungen oder anlässlich 
bewusst mit Rettungsmaßnahmen durch 
die Schiffsführung herbeigeführter oder 
geduldeter Schäden am Schiff und/ oder 
seiner Ladung entstehen. Hierbei kann es 
sich beispielsweise um die vorsätzliche 
Zerstörung eines Teils der Ladung han-
deln, um das Schiff und den Rest der La-
dung zu retten, wie z.B. das absichtsvolle 
Auf-Grund-Setzen des Schiffes zum Zwe-
cke der Löschung der Ladung, aber auch 
die Aufwendung von Kosten zur Leichte-
rung/ zum Freiturnen eines festgefahre-
nen Schiffs. 

Die Beteiligten an der Havarie Grosse, 
d.h. das Schiff, der Treibstoff und die La-
dung (vgl. Bahnsen in Rabe/Bahnsen, 
a.a.O., § 588 HGB Rn.4), bilden eine ge-
setzliche Gefahrengemeinschaft. Auf-
grund der gemeinsamen Gefahr von 
Schiff und Ladung entsteht zwischen 
den an Schiff und Ladung Beteiligten 
ein gesetzliches Schuldverhältnis, inner-
halb dessen die Schäden und Kosten an-
teilig umgelegt werden. Jeder Beteilig-
te nimmt an der vermögensrechtlichen 
Abwicklung der Havarie Grosse teil. Die-
se Teilnahme kann durch die »Opferung« 
eines Teils/ der gesamten Ladung bzw. 
des Schiffs bestehen oder durch eine Be-
teiligung an den zur Rettung von Schiff 
und Ladung aus der gemeinsamen Ge-
fahr aufgewendeten Kosten. Auf wel-
che Weise die Beteiligten an der Hava-
rie Grosse teilnehmen – d.h. ob über eine 
»Opferung« eines Teils ihres Eigentums 
oder über Zahlung eines Havarie-Gros-
se-Beitrages – ist letztlich zufällig. Aus 
diesem Grund erscheint es unbillig, weil 
dem Kerngedanken der Havarie Grosse 
gerade zuwiderlaufend, dass nur derjeni-
ge, der aufgrund der Havarie einen Sub-
stanzschaden erleidet, einen Regressan-
spruch nach den Vorschriften des CMNI 
geltend machen können soll, derjenige, 
der nur über die Kosten an der Havarie 
Grosse beteiligt ist, jedoch nicht.

(3)
Der dritte Gesichtspunkt, der aus Sicht 
des Senats entscheidend dafür spricht, 
den Havarie-Grosse-Beitrag als Schaden 
im Sinne der Art. 16, 19 CMNI zu sehen, 

ist das gesetzliche Pfandrecht, das den 
Havarie-Grosse-Beitrag – so er in Geld zu 
leisten ist – sichert. 

Die Vergütungsberechtigten, in der Re-
gel der Schiffseigner, aber auch Inter-
essenten einer anderen, im Rahmen der 
Havarie Grosse in Mitleidenschaft gezo-
genen Ladungspartie, haben wegen des 
Beitrags, den die anderen Beteiligten 
aufgrund der Havarie Grosse zu leisten 
haben, gem. § 594 HGB i.V.m. § 78 Abs. 
3 BinSchG (früher § 89 Abs. 2 BinSchG 
a.F.) ein gesetzliches Pfandrecht. Der Ge-
genstand des Pfandrechts sind der Treib-
stoff und die Ladung der Beitragspflich-
tigen, § 594 Abs. 1 HGB. Das Pfandrecht 
besteht bis zu Höhe der Beitragspflicht 
des einzelnen Gutes (Bahnsen in Rabe/
Bahnsen, a.a.O., § 594 Rn. 1; v. Waldstein/ 
Holland, a.a.O., § 89 BinSchG Rn.8 zur al-
ten Fassung).

Das gesetzliche Pfandrecht, das aufgrund 
der Havarie Grosse entsteht, haftet dem 
von der Klägerin versicherten Gut daher 
unmittelbar an und führt, da das Gut auf-
grund der Belastung nicht frei verkäuf-
lich ist, zu einer Wertminderung. Leis-
tet der Eigner des Gutes (oder, wie hier, 
sein Versicherer) den aufgrund der Hava-
rie Grosse geschuldeten Beitrag, so er-
lischt das gesetzliche Pfandrecht, da das 
eigene Gut nur für den eigenen Beitrag 
haftet. Daher ist die Pflicht zur Leistung 
des Havarie-Grosse-Beitrages, die über 
das gesetzliche Pfandrecht den Wert der 
Ladung unmittelbar beeinflusst, einem 
Substanzschaden gleichzusetzen.

Die hiergegen gerichteten Argumente 
der Beklagten verfangen nicht. Soweit 
sie meint, es liege eine unzulässige Ver-
mischung von anspruchsbegründender 
Norm und anspruchsausfüllender Norm 
vor, überzeugt dies nicht. Der Begriff 
des »Schadens« wird typischerweise so-
wohl im Rahmen des Haftungsgrundes 
als auch im Rahmen des Haftungsum-
fangs geprüft. Warum Aufwendungen 
zur Schadensabwehr/ -minderung nur 
dann erstattungsfähig sein sollen, wenn 
auch ein irgendwie gearteter Substanz-
schaden vorliegt, erschließt sich nicht. 
Dies würde denjenigen, der sein Gut 
durch eine bestimmte Maßnahme voll-
ständig vor dem Eintritt eines Schadens 
rettet, unverhältnismäßig schlechter stel-
len als denjenigen, der durch die Maß-
nahme den Eintritt eines geringen Scha-
dens nicht verhindern kann (s.o.). 

Es handelt sich auch nicht um eine Aus-
legung »gegen den Wortlaut«. Wie oben 
dargestellt, ist im Rahmen des Scha-
densersatzanspruchs nach Art. 16 CMNI 
die Wertminderung zu ersetzen, also die 
Differenz zwischen schadensfreiem und 
schadensbelastetem Zustand. Die auf-
grund der Havarie Grosse erfolgte Be-
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lastung mit einem gesetzlichen Pfand-
recht ist eine solche Wertminderung, da 
das belastete Gut nicht denselben Wert 
hat wie das unbelastete Gut. Daran än-
dert es auch nichts, dass, wie die Beklag-
te zu Recht ausführt, der Pfandgläubiger 
nicht verpflichtet ist, sein Pfandrecht aus-
zuüben. Die Tatsache, dass ihm das Recht 
zusteht, dies zu tun, stellt die Wertmin-
derung dar. 

Ob die Entscheidung, den Havarie-Gros-
se-Beitrag auch aufgrund des gesetzli-
chen Pfandrechts als Schaden im Sin-
ne der Art. 16, 19 CMNI zu begreifen, auf 
andere gesetzliche Pfandrechte über-
tragbar ist, braucht der Senat an dieser 
Stelle nicht zu entscheiden. Die Ausfüh-
rungen der Beklagten zum gesetzlichen 
Pfandrecht des Frachtführers vermögen 
somit ebenfalls nicht zu einem anderen 
Ergebnis zu führen.

Insgesamt stellen daher aus Sicht des 
Senates die von der Klägerin geleisteten 
Havarie-Grosse-Beiträge einen Schaden 
im Sinne des Art. 16 CMNI dar.

dd)
Auch ein Verschulden der Beklagten liegt 
vor. Dieses wird vermutet. Gem. Art. 
16 Abs. 1 CMNI kann sich der Frachtfüh-
rer nur entlasten, wenn er beweist, dass 
der Schaden durch Umstände verursacht 
worden ist, die ein sorgfältiger Frachtfüh-
rer nicht hätte vermeiden und deren Fol-
gen er nicht hätte abwenden können. 

Hier beruft sich die Beklagte auf einen 
angeblich vereinbarten und im angeb-
lich anwendbaren niederländischem 
Recht ohnehin geltenden Haftungsaus-
schluss für nautisches Verschulden. Art. 
16 CMNI ist zu Lasten des Geschädig-
ten ausschließlich im Rahmen des Art. 
25 Abs. 2 CMNI abdingbar (Koller, a.a.O., 
Art. 16 CMNI Rn.1). Nach Art. 25 Abs. 
2 CMNI ist eine Freizeichnung von nauti-
schem Verschulden zwar möglich, aller-
dings nur, wenn der Frachtführer seine 
Pflichten nach Art. 3 Abs. 3 CMNI hin-
sichtlich der Besatzung erfüllt hat (u.a. 
ordnungsgemäße Bemannung). Vorlie-
gend war der Schubverband unstreitig 
nicht ausreichend bemannt, sodass sich 
die Beklagte nicht auf einen vertraglich 
vereinbarten Haftungsausschluss beru-
fen darf. 

Dies gilt auch für den von der Beklagten 
behaupteten gesetzlichen Haftungsaus-
schluss nach niederländischem Recht, da 
ein Rückgriff auf nationales Recht nicht 
möglich ist. Gem. Art. 29 Abs. 1 CMNI 
kann nationales Recht ergänzend heran-
gezogen werden, soweit das CMNI keine 
Bestimmungen enthält. Hier enthält aber 
Art. 16 CMNI eine abschließende Rege-
lung auch zum Verschulden (s.o.), sodass 
sich bereits aus diesem Grund ein Rück-

griff auf niederländisches Recht verbietet 
(Koller, a.a.O., Art. 16 CMNI, Rn 2). 

ee)
Die Höhe des Anspruchs hat die Beklag-
te nicht angegriffen.

ff)
Der Anspruch ist schließlich nicht ver-
jährt. Hierzu verweist der Senat auf die 
nicht ergänzungsbedürftigen Ausfüh-
rungen des Rheinschifffahrtsgerichts, 
denen er sich nach eigener Prüfung in 
vollem Umfang anschließt. Die Beklagte 
wendet zwar auch in der Berufung Ver-
jährung ein, begründet dies jedoch nicht 
näher und setzt sich auch nicht mit den 
Erwägungen des Rheinschifffahrtsge-
richts auseinander.

c)
Da der Klägerin ein Anspruch auf Erstat-
tung des Havarie-Grosse-Beitrages gem. 
Art. 4, 16 CMNI i.V.m. § 86 VVG zusteht, 
kommt es auf die Frage, ob ggf. auch ein 
deliktischer Anspruch besteht, nicht an.

d)
Der Zinsanspruch folgt aus §§ 288 Abs. 
1, 286 BGB.

3.
Die Kostenentscheidung folgt aus 
§  97 ZPO. Die Entscheidung über die 
vorläufige Vollstreckbarkeit folgt aus 
§§ 708 Nr. 10, 711 ZPO.

4. 
Aufgrund der Divergenz zwischen den 
Entscheidungen des OLG Düsseldorf (Ur-
teil vom 26.02.2014, Az.: -I- 18 U 27/12) 
und des OLG Hamburg (Urteil vom 
05.12.2013, Az.: 6 U 194/10; ZfB 2014, 
Sammlung Seite 2263 f) zu der Frage, 
ob ein geleisteter Havarie-Grosse-Bei-
trag einen Schaden im Sinne der Art. 16, 
19 CMNI darstellt, war gem. § 543 Abs. 
2 Nr. 2 ZPO zur Sicherung einer einheit-
lichen Rechtsprechung die Revision zu-
zulassen.

5. 
Der Streitwert für das Berufungsverfah-
ren wird auf 15.799,33 EUR festgesetzt.
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